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zum Entwwf einer Novelle zum 
Schulpjlichtgesetz, 

Schulorganisationsgesetz (15. SchOG-Novelle) 
Schulunterrichtsgesetz und 

Pjlichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz 

in Zusammenhang mit dem gemeinsamen Unterricht 
behinderter und nichtbehinderter Kinder 

Grundsätzliches 

Selbstverständlich begrüßt die GRÜNE Alternative jede Maßnahme, die die 
Aussonderung behindener Kinder - auch in unserem Schulsystem - beendet. Leider 
entspricht der vorliegende Ministerialentwwf nicht dieser Zielsetzung. Es ist kein 

Zufall, daß das WOIt Integration im Text der Novellen nicht aufscheint, sondern erst in 
den erläuternden Bemerkungen bzw. im Vorblatt und hier vor allem mit dem Hinweis 

auf die EG-Konfol71zität. \ 

Damit die gewünschte Integration auch tatsächlich elfolgt, ersuchen wir um Änderung 
der vorliegenden Entwülfe entsprechend den nachfolgend angefüluten Überlegungen. 
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Recht der Schülerlnllen 

SchülerInnen haben das Recht auf eine gemeinsame Schule - dies beinhaltet für uns 
selbstverständlich die Integration "behinderter" Kinder, die Einbeziehung von Kindern mit 
nicht-deutscher-Muttersprache und die Aufl1ebung der Trennungen in Volksschule und 
Sonderschule sowie Hauptschule und AHS, genauso wie den Abbau der heterogenen 
Leistungsgruppen . 

Das in der Menschenrechtskonvention festgeschriebene Recht auf Nichtaussonderung, auf 
ein gemeinsames Leben ist in allen gesellschaftlichen Bereichen zu realisieren. Daß das 
staatliche Schulsystem in unserer Demokratie dies bis heute nicht verwirklicht hat und 
Diskriminierung behinderter Menschen sohin akzeptiert, widerspricht nicht nur einem 
grundlegenden Menschenrecht sondern ist auch eine Verletzung der erst Mitte 1992 von 
Österreich ratifizierten UN-Konvention iiber die Rechte der Kindel'. Das allgemeine 
Diskriminierungsverbot des Artikel 2 wird mit Artikel 23 für geistig und körperlich 
behinderte Kinder präzisiert; " ... daß sichergestllt ist, daß Erziehung, Ausbildung, 
Gesundheitsdienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das Berufsleben und 
Erholungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich sind, 
die der möglichst vollständigen Integration und individuellen Entfaltung des Kindes 
einschließlich seiner kulturellen und geistigen Entwicklung förderlich ist. " 

Das Recht aller Kinder auf Nichtaussonderung muß - nach unserer festen Überzeugung -
von der Schulbehörde in die tägliche Praxis umgesetzt werden. Die Veränderung unserer 
heutigen Trennschule in eine gemeinsame Schule ist daher die vorrangige Verpflichtung von 
SchulpolitikerInnen und Schulbehörden. 

Daß mit den vorliegenden Gesetzesentwürfen dieser Auftrag nicht erfüllt wird, ist einer der 
Hauptkritikpunkte, vor allem, da nicht einmal das geforderte Recht der Eltern auf freie 
Entscheidung für Integration oder Sonderschule realisiert wird. Diese von der Grundidee 
zur Integration behinderter Kinder von uns begrüßte Novelle ist in der Umsetzung weit 
hinter den Ankündigungen zurückgeblieben. Die Priorität liegt weiter bei der Sonderschule, 
Eltern, die für ihr Kind jedoch Integration im Regelschulwesen wünschen, sind weiter vom 
guten Willen der jeweiligen Schulbehörde abhängig. Wie Integration für jene Kinder 
erreicht wird, deren Eltern nicht imstande oder willens sind, um dieses Recht ihres 
Kindes zu kämpfen, bleibt völlig ausgeklammert. Dies ist besonders tragisch, da es ja auch 
Eltern gibt, die nicht Liebe sondern Gewalt gegenüber ihren Kindern anwenden. Gerade 
diesen benachteiligten Kindern ist das öffentliche Schulsystem verpflichtet und müßte 
eigentlich die schulischen Rahmenbedingungen für sie besonders günstig gestalten - um die 
Familiensituation teilweise zu kompensieren. \ 
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Humane und demokratische Pädagogik 

In jüngster Zeit beweisen uns Studien, daß unsere Schulen selbst "nichtbehinderten" 
Kindern und Jugendlichen kaum mehr zuIllutbar sind, zum Teil sogar ihre Sozial fähigkeit 
und Persönlichkeit bis in die Keime menschlicher Persönlichkeit hinein zerstören. 
Integration ist ein wichtiger, dringendst nötiger Schritt zur Reform der Schule für alle 
SchülerInnen. 

Im gemeinsamen Unterricht von "behinderten" und "nichtbehinderten " Kindern profitiert 
jeder von jedem, da es beim gemeinsamen Lernen um einen paritätischen, gleichwertigen 
und gleichbedeutenden Prozeß geht - ohne auf Kosten von etwas oder jemandem - indem 
alle kreativ, eigenständig handelnd, neue Erkenntnisse zu gewinnen suchen. 

Wi~ bereits in der Untersuchung des Institutes für Erziehungswissenschaften der Universität 
Innsbruck durch Dr. Reinhard Hug, Dr. Volker Schön wiese und Dr. Ilsedore Wieser 
ausgeführt wurde, zeigen sich die Vorteile der Integration in vielen verschiedenen 
Bereichen: 

1. Die Einrichtung von Integrationsklassen ist durch gesellschaftliche Veränderungen 
notwendig geworden. 

2. Die gemeinsame Erziehung behinderter und nichtbehinderter Kinder bewirkt die 
Einführung neuer Unterrichtsformen und -inhalte. 

3. Soziales Lernen wird wesentlicher Bestandteil schulischer Erziehung, wenn 
behinderte und nichtbehinderte Kinder gemeinsam unterrichtet werden. 

4. Integrative Lerngruppen begünstigen die Voraussetzungen für die Steigerung 
schulischer Leistung (z. B. Selbständigkeit, Kooperationsfähigkeit). 

5. Integrativer Unterricht führt zur Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen 
Elternhaus und Schule. 

6. Die Integration ist der Angelpunkt einer zukunftsorientierten Schulentwicklung. 

Die wichtige Frage ist nicht mehr, ob Integration durchgeführt werden kann, 
sondern WIE schulische Integration organisiert und unterstützt werden muß, 
damit sie ihren Zielen entsprechend wirksam wird. " 

Qualität VOll Integration 

Die bisherigen Schulversuche haben gezeigt - und dies ist vor allem auch dem. Bericht des 
Zentrums für Schulversuche und Schulentwicklung in Graz zur Evaluation der. 
Schulversuche zum gemeinsamen Unterricht behinderter und nichtbehinderter ~nder zu 
entnehmen - daß es eine konsistente Rangordnung der vier praktizierten Modelle gibt. 

"Über fast alle Dimensionen hinweg zeichnen LehrerInnen aus Integrativen Klassen 
deutlich die positivste Erfolgsbilanz ihrer pädagogischen Tätigkeit im Sinne integrativer 
Zielsetzungen: 
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* 

* 

* 

Sie sehen die Prinzipien der Förderung aller SchülerInnen (der behinderten wie 
auch der nichtbehinderten) in ihren Klassen am besten verwirklicht. 
Es gelingt ihnen besser als den LehrerInnen in anderen Modellen, in ihren Klassen ein 
pädagogisch reichhaltiges und sozial-integratives Klima herzustellen. 
Schließlich schätzen sie die Erfolge im Bereich der LehrerInnen-Kooperation und 
der flexiblen inneren Unterrichtsdifferenzierung deutlich höher ein als ihre 
KollegInnen in den anderen Modellen. 

Deutlich weniger positiv in allen diesen Aspekten sind die Erfolgseinschätzungen der 
LehrerInnen an Klassen, die nach dem StützlehrerInnenmodell arbeiten. Auf der anderen 
Seite ist die Erfolgsbilanz aus der Sicht dieser LehrerInnen zumeist erkennbar positiver als 
jene in den Kleinklassen und den Kooperativen Klassen. Das StützlehrerInnenmodell nimmt 
hier eine Art MittelsteIlung ein. 

LehrerInnen, die im Modell Kleinklasse bzw. Kooperative Klasse unterrichten, sind bei 
den meisten Dimensionen am zurückhaltendsten, was die Einschätzung eigener Erfolge im 
Bereich der pädagogischen Qualität im allgemeinen und im Bereich der Integration im 
besonderen angeht, Unterschiede zwischen diesen beiden Modellen finden sich vor allem im 
Bereich der LehrerInnenkooperation, die in den Kleinklassen besonders problematisch zu 
sein scheint. 

Diese Daten, sowie ergänzende Ergebnisse zu anderen Fragebereichen legen nahe, in der 
Modellvariante "Integrative Klasse", wie sie derzeit in Österreich überwiegend praktiziert 
wird (KlassenschülerInnenzahl ca. 20, 3 - 5 behinderte Kinder, zusätzliche 
sonderpädagogische Betreuung in den meisten Schulstunden) jenen organisatorischen 
Rahmen zu sehen, in dem ein pädagogisch wertvoller und für die Kinder motivierender 
Unterricht sowie ein integratives Klima in der Lerngruppe am zuverlässigsten herstellbar 
ist. " 

Es ist daher unakzeptabel, daß diese überprüften Rahmenbedingungen in den 
Gesetzesvorlagen nicht beinhaltet sind und man die Ausführung den Ländern überläßt - und 
damit dem 9fachen Kampf der Eltern um adäquate Bedingungen für ihre Kinder. Völlig 
unverständlich ist jedoch das Ignorieren aller Erfahrungen der Schul versuche durch das 
dezitierte Absichern der Kooperationsklassen und das Fehlen jeden Hinweises auf das 
Modell Integrationsklasse! Es stellt sich für uns die Frage, wozu Schulversuchsphasen, 
sowie deren wissenschaftliche Auswertungen finanziert werden, wenn deren Erfahrungen 
und Ergebnisse keinerlei Niederschlag in den entsprechenden Gesetzen finden. Bereits in 
der Phase der Schulversuche wurden diese Modelle der "Pseudo-Integration" nicht auf 
Wunsch der Eltern und LehrerInnen eingerichtet, sondern vor allem unter dem Druck 
der Schulbehörden. Diese - alle pädagogischen Erfahrungen ignorierende \. 
Vorgangs weise - soll nun gesetzlich festgeschrieben werden. \. 
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EntsclzeidungsJindung 

Die Elterninitiativen haben in ihrem Gesetzesentwurf - neben der Formulierung von 
Mindeststandards - eine eigene Integrationskonferenz vorgeschlagen, die alle relevanten 
BEdingungen, wie Integration durchzuführen ist, zu entscheiden hat. In dieser Konferenz 
sollen die Rechte der Eltern besonders gestärkt sein, da sie meist das schwächste Glied in 
der Kette der Entscheidungsträgerlnnen sind. Durch die gleichberechtigte Stellunb der 
Lehrerlnnen, ExpertInnen und Eltern in dieser Integrationskonferenz sollen die 
unterschiedlichen Kenntnisse und Erfahrungen der beteiligten Personen am besten zur 
Abschätzung der notwendigen Maßnahmen für die Ermöglichung der Integration 
eingebracht werden können. 

Die Einrichtung der Integrationskonferenz ist ein Kernstück der von den Elterninitiaitven 
vorgeschlagenen Schulreform, die vom GRÜNEN Klub unterstützt wird. Die 
Integrationskonferenz soll das Gremium sein, in dem die Gesetzgebung zur Integration 
flexibel und schulnah in vermutlich langfristigen Erfahrungs- und Entwicklungsprozessen 
umgesetzt wird. 

Internationale Entwicklung - Nationale Versprechungen 

Die politische Entscheidung zur Integration hat in den letzten Jahrzehnten die meisten der 
entwickelten Industriestaaten getroffen (z. B. USA, Kanada, Norwegen, Dänemark, 
Schweden, England, Spanien, Italien). Es ist eher ein Phänomen des deutschsprachigen 
Raumes, der internationalen schulpolitischen Entwicklung nur langsam nachzufolgen. In 
ihrer schulischen Entwicklung sind lediglich Staaten des ehemaligen Ostblocks und die 
Länder der dritten Welt bisher nicht in Richtung Integration gegangen (aus Hug-
Schön wiese-Wieser) . 

Bereits seit Jahren kämpfen in Österreich engagierte Eltern und LehrerInnen um das Recht 
von "behinderten" Kindern auf Nichtaussonderung aus unserem Schulsystem. Daß erst jetzt 
- zu Beginn des Jahres 1993 - die Integration behinderter Kinder in die Regelschule 
Gegenstand einer Gesetzesnovelle ist, ist ein weiterer Beweis für die langsame 
Reformierbarkeit unseres Schulsystems. 

Der vorliegende Entwurf entspricht jedoch weder den internationalen Beispielen, noch 
realisiert er die Versprechen, die sowohl im Behindertenkonzept der Bundesregierung als 
auch in der GrundsatzerkIärung von Bundesminister Scholten zur Integration behinderter 
Kinder im Regelschulwesen enthalten waren. 

Es ist kein klares Bekenntis zum Recht auf Nichtaussonderung, keine 
Verpflichtung zur Schaffung der Rahmenbedingungen in ausreichend 
hoher Qualität und bezieht sich lediglich auf den Bereich der Volksschule! 
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

1. ad Schulorganisationsgesetz 

1. Aufgabe der österreichischen Schule 

Wie bereits unter dem Punkt "Recht der SchülerInnen " ausgeführt, muß sich die 
österreichische Schule in eine gemeinsame Schule verwandeln. Dies hat selbstverständlich 
im Leitparagraphen 2 explizit zum zuAusdruck kommen. Wir verweisen daher auf unseren 
Vorschlag im Zusammenhang mit dem Ministerialentwurf zur 14. 
Schulorganisationsgesetznovelle: 
- SchülerInnen müssen im Mittelpunkt der Schule stehen 
- soziale Kompetenzen sind ernst zu nehmen 
- Recht auf "Nichtaussonderung" 
- Recht auf Erfahrung in aItersgemischten Gruppen 
- Recht auf Allgemein- und Berufsbildung 
- Recht auf Gleichbehandlung der Geschlechter 
- Recht auf Chancengleichheit, gegen jede Diskriminierung im Schulbereich 

Für uns ist es dringendst notwendig, in dieser 15. SchOG-Novelle zumindest die Aufgabe 
der Schule im Zusammenhang mit behinderten Kindern festzuschreiben und wir unterstützen 
daher die Formulierung der Elterninitiativen: 

§ 2 Abs. 1 SchOG ist dem ersten Absatz anzufügen: 
"Um diese Ziele der österreichischen Schule zu erreichen, haben alle jungen Menschen das 
Recht auf gemeinsamen Unterricht in einer Schule ohne Aussonderung" 

§ 4 Abs 1 SchOG vor dem ersten Satz ist einzufügen: 
"Das Recht auf Bildung darf niemandem verwehrt werden. " 

§ 4 Abs 1 a SchOG: 
"Die öffentlichen Schulen stehen insbesondere auch SchülerInnen mit erhöhtem kognitivem 
emotionalem, physischem oder sozialem Förderbedarf (Schi.ilerInnen mit besonderem 
Förderbedart) offen. Dabei sind die zu bestmöglichen Förderung nötigen, von den 
allgemein geltenden Regelungen abweichenden Maßnahmen nach dem Vorbild der für die 
Volksschule vorgesehenen Möglichkeiten, jedoch abgestimmt auf die jeweilig~ Schule zu 
beschließen (§ 62 a SchUG). Insbesondere ist facherübergreifender Unterricht, eine 
Reduktion der Stundenzahlen gegenüber dem im Lehrplan vorgesehenen Ausmtiß, die 
Anwendung von Lehrplänen anderer Schularten oder Schulstufen sowie gemeinsamer 
Unterricht mehrerer LehrerInnen in einer Schulstunde einschließlich des Einsatzes dreier 
LehrerInnen pro Unterrichtseinheit und der Verzicht auf Leistungsgruppen zulässig. 
SchülerInnen, die nur vorübergehend erhöhte Förderung benötigen, gelten nicht als 
SchülerInnen mit besonderem Förderbedarf im Sinne dieser Bestimmungen. " 

41/SN-280/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 18

www.parlament.gv.at



2. Qllalitätssicherung 

Wie bereiis in der grundsätzlichen Stellungnahme ausgeführt, wurde es verabsäumt, in 
diesem Gesetz qualitative Mindeststandards - beruhend auf den Erfahrungen der jahrelangen 
Schul versuche - festzuschreiben. Die damit vordergründig mögliche "freie Entfaltung" der 
Unterrichtsgestaltung ist aufgrllnd aller bisherigen Erfahrlln~en lediglich ein Freibrief für 
Pseudo-Integration als statistische Aufwertung, jedoch zu Lasten der betroffenen 
Schülerinnen und LehrerInnen. Es kann nicht Aufgabe eines Bundesgesetzes sein, "alles 
freizugeben", wenn man bereits die gesicherten Daten hat, zu welch negativen 
Auswirkungen es kommt, wenn Mindeststandards nicht eingehalten werden. 

Sollte man jedoch hoffen, daß die betroffenen Eltern nun weiter in jedem einzelnen 
Bundesland, bei jedem einzelnen Land,~s- und Bezirksschulinspektor, in jeder einzelnen 
Schule - so wie in den vergangenen Jahren - um diese Mindeststandards kämpfen, so ist dies 
aus unserer Sicht verantwortungslos. Die Schulbehörde hat die Verpflichtung, positive 
Rahmenbedingungen für alle zu schaffen - Eltern sollten lediglich die Möglichkeit haben, 
Mindeststandards mit ihrem Engagement noch zu erhöhen, aber nicht gegen falsche 
Sparvarianten ankämpfen zu müssen. 

Die Erfahrungen der Schulversuche haben bewiesen, daß ein zweiter LehrerIn jedenfalls die 
Hälfte der Zeit anwesend sein muß. Jeder ZweitlehrerIn gilt ebenso als KlassenlehrerIn, ist 
also völlig gleichgestellt und beide agieren in gemeinsamer Verantwortung für die gesamte 
Klasse. Egal ob die gesamte Zeit "Team-teaching" erfolgt oder nur zu 50 % der Stunden -
der zusätzliche LehrerIn darf nicht ausschließlich oder speziell für die behinderten Kinder 
zuständig sein - dies würde Trennung und nicht Integration zur Folge haben. 

Auch die KlassenschülerInnen-Höchstzahl soll auf den Erfahrungen der Schul versuche 
aufbauen und daher 20 nicht übersteigen. Daß für Kinder mit besonderem Förderbedarf 
die KlassenschüleInnenhöchstzahl gesenkt wird, hat ja bereits der Nationalrat in der XVII. 
GP in Form einer Entschließung zum Ausdruck gebracht, die als "Ergebnis" des 
Volksbegehrens zur Senkung der KlassenschülerInnen-Höchstzahl zu sehen ist. Auch in der 
jetzigen GP hat der Nationalrat die pädagogische Forderung nach kleineren Klassen im 
Zusammenhang mit der neuerlich eingebrachten BürgerInneninitiative bestätigt. 

Die Information in den erläuternden Bemerkungen, daß es Schulversuche mit wesentlich 
mehr als 20 Schülerinnen gegeben hätte, ist falsch und dient hier leider zur Verwirrung 
derjenigen, die zwar zur Begutachtung über diese Gesetzesnovellen eingeladen sind, jedoch 
nicht über die jahrelangen Erfahrungen - wie z. B. der Elterninitiativen - und Insiderwissen 
verfügen. Außerdem ist die dezitierte Festschreibung von "Kooperationsklassen " 
abzulehnen, da die Schulversuchsphase eindeutig bewiesen hat, daß diese Form, der 
angeblichen Integration nicht effizient ist. I. 
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§ 11 Ab:' 4 SchOG entfällt (siehe auch § 9 Abs. la SchUG) 

§ 13 Abs 1 SchOG soll lauten: 
"Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Ausmaß in Klassen, die von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder 
Kindern mit nicht-deutsch er-Muttersprache besucht werden, zusätzliche Lehrernnen 
einzusetzen sind. Dabei ist vorzusehen, daß zusätzliche LehrerInnen in Klassen, die von 
Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf besucht werden, im Mindestausmß der 
halben Zahl der Unterrichtsstunden einzusetzen sind. Ferner, daß als Richtwert in Klassen 
mit drei oder vier Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf zwei 
KlassenlehrerInnen vorzusehen sind." 

§ 14 Abs 1 SchOG entfallen die Worte "unter welchen Voraussetzungen" 
es ist anzufügen: "Dabei ist als Richtwert eine Höchstzahl von 20 Kindern für Klassen, die 
von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf besucht werden, vorzusehen, wobei 
die Anzahl der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 20 % der Gesamtschülerzahl 
der Klasse nicht übersteigen soll." 

3. Schulpädagogische Zentren 

Es steht außer Frage, daß schulische Integration unterstützt werden muß. Unverzichtbar 
sind praxisnahe Weiterbildungsangebote inklusive Supervision, Beratung, die Einrichtung 
von Lernwerkstätten, die Organisation der Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Einrichtungen etc. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist die Einrichtung von regional organisierten 
schulpädagogischen Zentren nötig. Diese Zentren können zum großen Teil als 
Organisationseinheiten in den Snderschulen eingerichtet werden, sollten aber eigenständig 
sein, ohne Führung von Klassen und unabhängig von der Sonderschulorganisation. 

§ 27 a SchOG streichen 

§ 128 a SchOG "Schulpädagogische Zentren" 

(1) Die schulpädagogischen Zentren haben die bestmögliche Förderung behinde~ter Kinder 
und die praktische Umsetzung des Rechtes auf Nicht-Aussonderung im Schulbereich 
sicherzustellen. 

(2) Sie haben dazu intensiv mit den mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen tätigen 
Einzelpersonen und privaten wie öffentlichen Einrichtungen zusammenzuarbeiten. Dabei 
ist, nach Maßgabe abzuschließender Vereinbarungen, auch die unmittelbare räumliche und 
organisatorische Kooperation unter gemei nsamer Lei tung anzustreben. 
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(3) Im besonderen haben die schulpädagogischen Zentren: 
a) für die Fortbildung einer ausreichenden Anzahl von Volks- und SonderschullehrerInnen 
des Bezirkes in allen Angelegenheiten des gemeinsamen Unterrichts behinderter und 
nichtbehinderter Kinder zu sorgen 
b) die laufende sonderpädagogische Beratung von LehrerInnen, Eltern und SchülerInnen 
durchzuführen und ausreichende Supervisionsangebote für die sonderpädagogisch tätigen 
Volks- und SonderschullehrerInnen sicherzustellen 
c) gesetzliche und private Schulerhalter hinsichtlich der behindertengerechten Gestaltung 
und Ausstattung der Schulen zu beraten 
d) den Einsatz jener im Schulbereich sonderpädagogisch tätigen Lehrerinnen zu 
koordinieren, die nicht einzelnen Schulen zugewiesen sind 
e) eine zentrale Sammlung unterrichtstherapeutischen und sonderpädagogischen 
Bildungsmaterials anzulegen und zu verwalten 
f) den Informationsfluß zwischen vorschulischen und schulischen Einrichtungen zu sichern 
g) in Zusammenarbeit mit privaten wie öffentlichen Einrichtungen schulische und 
außerschulische medizinische, therapeutische und pflegerische Dienste sowie 
Transportdienste udgl. soweit möglich sicherzustellen und zu koordinieren 
h) die sonderpädagogischen Erfahrungen und Erkenntnisse zu dokumentieren und 
auszuwerten; den Erfahrungsaustausch mit anderen schulpädagogischen Zentren und 
sonderpädagogisch Tätigen zu fördern und zu orgnaisieren; die LehrerInnen, Eltern und 
SchülerInnen über neue, auch internationale sonderpädagogische Erkenntnisse und 
Tendenzen zu informieren. 

§ 128 b SchOG "Einrichtung und Personal" 

(1) Die Landesshulräte (der SSRfW) haben in jedem Schulbezirk ein schulpädagogisches 
Zentrum einzurichten. Das Kollegium kann eine abweichende Anzahl bestimmen. 

(2) Den schulpädagogischen Zentren ist die notwendige Anzahl an LehrerInnen, 
wissenschaftlichem Personal und administrativem Personal zuzuweisen. Das 
wissenschaftliche Personal ist vom Bund beizustellen, der auch BundeslehrerInnen zuweisen 
kann. Die (weiteren) LehrerInnen und das administrative Personal haben die Länder 
beizustellen . 

(3) Eine öffentliche Ausschreibung hat zu erfolgen. 

4. Schulversuche 

Die Ausweitung der Schulversllche auf berufsbildende SchuleN (berufsbildende 'höher und 
mittlere Schulen sowie berufsbildende Pflichtschulen/Berufsschulen) ist - nimmt man die 
Beschlüsse der Bundesregierung ernst - im Gesetz zu verankern. Sicherlich bestehen hier 
besondere Schwierigkeiten, teilweise anders gelagerte Problembereiche und es muß daher 
ausreichend praktische Erfahrung gesammelt und die nötigE konzeptive Arbeit geleistet 
werden. In der vorgeschlagenen Formulierung sind alle Schulen, die dem 
Schulorganisationsgesetz unterliegen umfaßt, was sicherlich für die Weiterentwicklung 
der Integration behinderter Kinder von enormer Bedeutung ist. 

41/SN-280/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 9 von 18

www.parlament.gv.at



Schulversuche müsse'1 in der Sekundarstufe ohne Einschränkungen möglich sein, da 
ansonsten - nach der derzeitigen Formulierung - Kinder, die im Regelschulwesen integriert 
werden, keine Schulversuchsklassen in der Sekundarstufe besuchen dürfen. 

§ 131 a Abs 1 SchOG hat zu lauten: 
"Für die Erprobung von Maßnahmen zur Ermöglichung des gemeinsamen Unterrichtes 
behinderter Kinder und nicht behinderter Kinder in Schulklassen können Schulversuclle 
durchgeführt werden." 

§ 131 a Abs 6 SchOG ist zu streichen 

5. Sonstiges 

§ 23 Abs. 2 SchOG: Ergänzung der genannten Lehrpläne mit dem ARS-Lehrplan 

H. ad. Schulunterrichtsgesetz 

1. Recht auf Unterricht 

Die derzeitige gesetzliche Einschränkung zum Recht der SchülerInnen als ordentliche 
SchülerInnen aufgenommen zu werden, hat nicht das Ziel einer gemeinsamen Schule vor 
Augen (siehe auch § 2 SchOG). Soll Integration nicht ein Lippenbekenntnis sein, so ist die 
"Überprüfung" der gesundheitlichen und körperlichen Eignung zu streichen. Gleiches gilt 
nach unserem Verständnis für die Beherrschung der Unterrichtssprache - hier wären jene 
Kinder, die in ihrer lautsprachlichen Kommunikation beeinträchtigt sind ausgeschlossen, 
aber auch alle Kinder mit nicht-deutscher Muttersprache. Nach unserem Vorschlag ist daher 
folgendermaßen vorzugehen: 

§ 3 Abs 1 Z b) und c) SchUG sind zu streichen 

§ 3 Abs 7 a SchUG ist ebenso zu streichen 
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2. Qualitätssicherung 

Im Zusammenhang mit dem Schulorganisationsgesetz wurde bereits ausführlich auf die 
Bedeutung der Qualität von Integration und die Notwendigkeit zur bundesgesetzlichen 
Festschreibung von Mindeststandards hingewiesen. Die Ablehnung von 
Kooperationsklassen hat sich aus den Erfahrungen der Schulversuche als unbedingt nötig 
erwiesen. 

Die Stimmigkeit zwischen dem "pädagogischen Ensemble" und den Rahmenbedinungen 
erfordert das Abgehen von absoluten Zahlen. 

Schulveranstaltungen sind integraler Bestandteil jeden Unterrichtes und keine "aufgesetzten" 
Zusatzaktivitäten - will man schülerInnen- und lebensorientiertes Arbeiten ermöglichen. 
Daß daher behinderte Kinder auch hier voll integriert werden müssen ist unabänderlich und 
eine Verpflichtung aller für den Unterricht verantwortlichen Personen. 

§ 9 Abs 1 SchUG: 
die Formulierung" ... vier Kinder ... " wird ersetzt durch 
" ... 20 % der Gesamtzahl der SchülerInnen ... " 

§ 9 Abs1 a) SchUG entfällt (Koopertionsklassen) 

§ 13 Abs 1 SchUG ist anzufügen: 
"Schulveranstaltungen sind so zu planen, daß auch SchülerInnen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf uneingeschränkt daran teilnehmen können." 

3. Freiräume der Unterrichtsgestaltung 

Integrativer Unterricht zeigt auf, daß mehr Autonomie für die LehrerInnen und 
SchülerInnen in der Unterrichtsgestaltung dringendst nötig ist, um tatsächlich nicht an 
unnötigen Barrieren Qualitätseinbußen zu erleiden. Flexible Zeiteinteilungen, innere 
Differenzierung und Projektunterricht müssen für die Unterrichtsarbeit gewährleistet 
werden. 

Andere Formen der Beurteilung, sollen im Interesse der verstärkten Zusammenarbeit 
zwischen SchülerInnen, LehrerInnen und Eltern sowie zur Verbesserung der M~tivation und 
Lernbereitschaft für alle Klassen ermöglicht werden. In einem "ehrlichen" integrativen 
Unterricht gilt, daß SchülerInnen, die besonderer Förderung bedürfen, nicht "durchfallen" 
können. Sie arbeiten auf dem erreichten Niveau weiter. falls späterer Lehrstoff vom 
SchülerIn bewältigt werden kann, der gegenwärtige aber nicht, oder nur mit unvertretbaren 
Schwierigkeiten, kann er übersprungen werden. Nur im Einvernehmen zwischen Schule und 
Eltern kann eine Klasse wiederholt werden. 
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§ 10 SchUG ist als Abs 4 anzufügen: 
"Beim Unterricht in Klassen, die Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
besuchen, können Stunden in Unterrichtsblöcke zusammengefaßt werden; weiters kann von 
der Stundentafel zeitweilig abgewichen werden, wobei jedoch solche Abweichungen 
innerhalb angemessener Zeit auszugleichen sind. Für Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf kann dieser Ausgleich unterbleiben, sowie das Erreichen des Lernziels 
dadurch nicht gefahrdet wird." 

§ 17 Abs 1 SchUG ist anzufügen: 
"Dabei sind - insbesondere beim Unterricht in Klassen mit Kindern mit erhöhtem 
Förderbedarf - dem Prinzip der inneren Differenzierung entsprechende, individualisierende 
Unterrichtsformen und Formen des Projektunterrichts zu wählen, die gemeinsame 
Lernprozesse sicherstellen. Der Unterricht mehrer LehrerInnen in einer Klasse darf nicht in 
der Form erfolgen, daß sich ein LehrerIn regelmäßig nur bestimmten Schülerinnen 
(Schülerinnengruppen) widmet. Solche LehrerInnen arbeiten gleichberechtigt und 
gleichverpflichtet; sie haben den Unterricht gemeinsam vorzubereichen und durchzuführen 
(Team-teaching)" . 

§ 17 Abs 4 SchUG ist zu streichen 

§ 18 SchUG ist als Abs 2 a) einzufügen: 
"Abweichende Formen der Beurteilung, insbesondere Formen der verbalen Beurteilung 
sowie der direkten Leistungsvorlage können durch Beschluß des Klassenforums, wo dieses 
nicht vorgesehen ist, einer nach gleichen Grundsätzen durchzuführenden Versammlung, 
festgelegt werden. Bei Schulwechsel und zur Aufnahme oder zum Übertritt in eine andere 
Schule ist jedenfalls auch eine Notenbeurteilung vorzunehmen." 

§ 25 Abs 3 a SchUG lautet: 
"Schülerinnen mit besonderem Förderbedarf (§ 4 Abs. I SchOG) sind auch dann zum 
Aufsteigen berechtigt, wenn sie in einem Gegenstand oder in mehreren Gegenständen das 
Lernziel nicht erreicht haben. Sie sind so lange in den jeweiligen Gegenständen nach dem 
Lehrplan der vorangegangenen Schulstufe zu unterrichten, bis sie deren Lernziel erreicht 
haben. Abweichendes ist zulässig, soferne es der Entwicklung des SchülersIn nützt. Mit 
Zustimmung der Erziehungsberechtigten sind sie jedoch auch berechtigt, die Klasse zu 
wiederholen; eine solche Wiederholung gilt nicht als freiwillig im Sinne des § 27 Abs. 2." 

§ 25 Abs 5 a SchUG lautet: \ 
"Schülerinnen mit besonderem Förderbedarf an Volksschulen sind berechtigt, in die 
nächsthöhere Schulstufe aufzusteigen, wenn dies für den SchülerIn insgesmt eine bessere 
Entwicklungsmöglichkeit bietet. Hierüber entscheidet die Integrationskonferenz (§ '62 a 
SchUG)" 
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4. Ausschluß von Schiilerlnnen 

Schulausschluß ist nach unserer Auffassung kein pädagogisches Mittel und absolut 
ungeeignet, Verbesserungen irgendwelcher Art herbeizuführen. Schwere 
Verhaltensstörungen können nur durch pädagogische und therapeutische Hilfen gebessert 
und behoben werden. Dazu bedarf es des Aufbaues von Vertrauensverhältnissen zwischen 
SchülerInnen und LehrerInnen, sowie anderen Repräsentanten des Schulsystems und vor 
allem auch der Kooperation mit außerschulischen Jugendeinrichtungen. 

Die Verpflichtung, entsprechende Hilfen zur Verfügung zu stellen, soll im § 47 geregelt 
werden und in die dazugehörenden Regelungen einfließen. 

§ 49 SchUG entfallt 

Im § 47 Abs 2 SchUG (Mitwirkung der Schule an der Erziehung) und 
im § 58 Abs 2 Z 2 lit a SchUG (Recht der Schüler auf Mitentschedung ... ) und 
im § 61 Abs 2 Z 2 lit a SchUG (Recht der Erziehungsberechtigten auf Mitentscheidung) 
Streichung der entsprechenden Querverweise. 

5. Integrationskonfeloenz 

Es handelt sich bei der Integrationskonferenz um ein gleichberechtigtes Team - bestehend 
aus LehrerInnen, ExpertInnen und Eltern. Bei diesem Team werden alle 
Entscheidungsrechte konzentriel1. Seine Gutachten sind bindend für Schulverwaltung 
und Schulerhalter. dem Team gehören die im weiteren Sinne "Betroffenen" an. 

Die vorgesehene gleiche Zahl der VertreterInnen der Schule bzw. der Eltern soll sichern, 
daß im - unwahrscheinlichen - Fall einer Konfrontation zwischen Schule und Elternhaus 
eine einvernehmliche Lösung gefunden werden muß, weil keine der beiden Seiten die 
andere überstimmen kann. Obwohl weitere Sachverständige hinzugezogen werden können, 
ist derAusgangspunkt die Erfahrung und das Wissen jener Personen, die bis jetzt mit dem 
Kind gearbeitet haben. 

Dieser - sowohl aus pädagogischer, als auch demokratiepolitischer Sicht - wichtige 
Ansatzpunkt ist leider in dem vorliegenden Ministerialentwurf nicht enthalten, Qbwohl er in 
der Gesetzesvorlage der Eltrninitiativen formuliert ist. \ 

§ 62 a SchUG ist neu einzufügen: "Integrationskonferenz" 

(1) An jeder Schule ist im Bedarfsfall eine Konferenz zur Entscheidung aller Fragen der 
Förderung von Schülern mit besonderem Förderbedarf (§ 4 Abs. la SchOG) einzuberufen. 
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(2) Die Konferenz entscheidet im besonderen über die Notwendigkeit und den Umfang (§ 9 
Abs 2a) des Ensatzes eines zusätzlichen, besonders qualifizierten LehrerInnen und sonstiger 
Hilfsperonen (§ 8 PflSchErGG); über die Anwendung von Lehrplänen anderer Schularten 
oder -stufen, über die Klassenbildung (§ 9 Abs. 1) sowie die KlassenschülerInnenzahl (§ 14 
SchOG). Ferner über die Notwendigkeit baulicher Adaptierungen des Schulgebäudes, 
besonderer Unterrichtsmittel und sonstiger Fördermaßnahmen. 

(3) Der Konferenz gehören an: Das zuständige Organ der Schulaufsicht oder eine von 
diesem benannte Person als Vorsitzender. Die SchulleiterIn. Die KlassenlehrerIn, die der 
Schülerln mit besonderem Förderbedarf unterrichten wird. Ein dem jeweiligen 
Förderbedarf entsprechend qualifizierte LehrerIn, die als zusätzliche (Klassen)LehrerIn in 
Betracht kommt; sie ist von der SchulleiterIn im Einvernehmen mit dem KlassenlehrerIn 
und der Schulbehörde erster Instanz auszuwählen. Ein Erziehungsberechtigter der 
jeweiligen Schülerln, ferner bis zu drei we;tere von den Erziehungsberechtigten nominierte 
Personen, unter denen sich eine Person befinden soll, die mit dem SchülerIn bereits bisher 
gearbeitet hat (Therapeut, KindergärtnerInetc.) 
Über Beschluß der Konferenz können weitere sachkundige Personen als BeraterInnen 
beigezogen werden. Diesen und den Konferenzmitgliedern sind die aus der Teilnahme 
erwachsenen Barauslagen (insbesondere Reisekosten) sowie allfälliger Verdienstentgang zu 
ersetzen. Die näheren Bestimmungen über diesen Kostenersaz hat der BMUK durch 
Verordnung zu treffen. 

(4) Die Konferenz entscheidet im Regelfall aufgrund des Wissens ihrer Mitglieder und 
allenfalls bereits vorliegender Gutachten. Zusätzliche Gutachten sind nur ausnahmsweise, 
und nur mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten einzuholen. 

(5) Die Konferenz entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Ihre Beschlüsse sind vom 
SchulleiterIn zu protokollieren und binnen drei Tagen den TeilnehmerInnen zuzustellen. 
Erheben die Erziehungsberechtigten gegen eine Entscheidung binnen zwei Wochen ab 
Zustellung des Protokolls Einspruch, ist erneut zu beraten und zu entscheiden. Einer 
solchen weiteren Konferenz sind als stimmberechtigte Mitglieder auch der zuständige 
SchulpsychologeIn und ein (weiterer) VertreterIn eines Vereins zur Förderung der 
Integration behinderter Kinder, dieser nach Wahl der Erziehungsberechtigten, beizuziehen. 

(6) Getroffene Entscheidungen sind mindestens einmal pro Jahr zu überprüfen. Die 
Beratung kann, mit Zustimmung aller betroffenen Erziehungsberechtigten, klassenweise 
erfolgen. Diese Zustimmung knn jederzeit widerrufen werden. Darüberhinaus sind 
getroffene Entscheidungen über Antrag der Erziehungsberechtigten jederzeit, über Antrag 
eines anderen Konferenzmitgliedes dann zu überprüfen, wenn im Lichte der praktichen 
Erfahrungen Bedenken entstanden sind. 
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(7) Ist in einem Schuljahr mehr als ein Schülerln zu integrieren, trifft der SchulleiterIn die 
Entscheidung über die aus den beschlossenen Einzelmaßnahmen resultierenden 
Gesamtlösung nach Beratung mit den betroffenen LehrerInnen. Diese Entscheidung ist den 
Erziehungsberechtigten der förderungsbediirftigen Kinder unverzüglich mitzuteilen. Sie sind 
zugleich darauf hinzuweisen, daß sie alWtilige Bedenken binnen 14 Tagen mitteilen müßten. 
Erheben Erziehungsberechtigte binnen 14 Tagen Bedenken, so tritt eine Gesamtkonferenz 
aller TeilnehmerInnen der Integratil,nskonferenzen zu SchülerInnen dieses Jahrgangs 
zusammen. Ihr sind jedenfalls die zusätzlichen Mitglieder gem. Abs 5 beizuziehen. Sie 
berät und entscheidet endgültig. 

(8) Ergibt sich während eines laufenden Schuljahres in einer Klasse die Notwendigkeit 
besonderer Fördermaßnahmen, so kann im Fall der Dringlichkeit bis zum Zusammentritt 
einer Integrationskonferenz der SchulleiterIn auf Antrag des Klassenlehrersln oder -
vorstands mit Zustimmung der Schulbehörde erster Instanz eine vorläufige Entscheidung 
treffen. Diese gilt bis zu einer endgültigen Entscheidung der Integrationskonferenz, 
längstens aber für ein Monat. § 9 Abs. 2 gilt mit Änderung, daß der Einsatz zusätzlicher 
LehrerInnen auch befristet vorgenommen werden kann. 

III. ad Schulpflichtgesetz 

1. Schulbesuch bei sonderpädagogischem Förder'bedarf 

Die heute vorrangige" Abschiebung" hehinderter Kinder soll durch diese Gesetzesvorlage 
grundlegend verändert werden. Dies entspräche der Grundsatzerklärung des 
Bundesministers für Unterricht und Kunst, die im Einklang mit der Regierungserklärung 
steht. Die vorliegenden Formulierungen verfestigen jedoch die Stellung der Sonderschulen 
und geben den Integrationsbestrebungen lediglich kleinsten Raum. Kinder, deren Eltern um 
integrativen Unterricht kämpfen, dürfen nun möglicherweise in der Regelschule bleiben und 
müssen nicht auf Schulversuche ausweichen. Wo genau dieser integrative Unterricht 
stattfindet (Wohn0l1) und in welcher Qualität, daß läßt dieses Gesetz völlig offen. 

Nimmt man/frau jedoch das Recht auf eine gemeinsame Schule für alle wirklich ernst, so 
hat das derzeitige Sonderschulsystem völlig in der "normalen" Regelschule aufzugehen. 
Dieses Ziel wird - realistischerweise - mit der 15. SchOG-Novelle noch nicht erreicht 
werden können. Abzulehnen ist jedoch jede Formulierung, die das bestehende , 
Sonderschulsystem weiter bevorzugt und Integration nur als kleine Annexmaterie behandelt. 
Mit diesem Gesetz muß ein ehrlicher und mutiger Schritt Richtung Integration gegangen 
werden. Das heißt, freies \Vahlrecht der Eltern zwischen Regelschule und 
Sonderschule. Geben die Eltern keine Erklärung ab, gilt das als Entscheidung für die 
Regelschule. 
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Die Verpflichtung der Schulbehörde, integrativen Unterricht in hoher Qualität 
anzubieten darf nicht "auf die lange Bank" geschoben werden. Der vorliegende 
Gesetzesentwurf beschreibt eine umständliche Vorgangsweise, wie man Integration doch 
nicht anbieten muß, und bietet für die SchülerInnen und Eltern lediglich Rechte auf 
Information, wie die Entscheidung der Behörde aussieht. Zwangseinweisungen in die 
Sonderschule bleiben weiterhin aufrecht! 

Auch der Begriff der "Schulunfägikeit 11 und die dazugehörenden Bestimmungen müssen 
gestrichen wrden. Die Eltern können aber verlangen, daß eine andere geeignete Einrichtung 
sich um die Förderung des Kindes bemüht. Dann bleibt die Verantwortung für die 
Entwicklung des Kindes nicht nur den Eltern, sondern auch den Schulbehörden. 

Mutige und damit wesentlich einfachere Regelungen sollten folgendermaßen aussehen: 

§ 8 SchPfIG lautet: "Schulbesuch bei sonderpädagogischem Förderbedarf" 

(1) Schulpflichtige Kinder, die infolge ihrer Behinderung Anspruch auf besondere 
Förderung haben, können eine Integrationsklasse oder eine Sonderschule bzw. einer 
Regelschule angeschlossene Sonderschulklasse besuchen. 

(2) Die Erziehungsberechtigten sind seitens der Schulbehörde zu beraten und verpflichtend 
über die Möglichkeit integrativer BeschlIlung zu informieren. Sie haben binnen vier 
Wochen schriftlich mitzuteilen, ob sie die Aufnahme ihres Kindes in die Sonderschule, ggf. 
welcher Art wünschen. Unterbleibt eine solche Mitteilung, haben die Kinder die 
Regelschule zu besuchen. Eine Integrationskonferenz (§ 62 a SchUG) ist unverzüglich 
einzu beru fen. 

(3) Die Erziehungsberechtigten können ihre Entscheidung bis jeweils längstens vier Wochen 
vor Beginn der Hauptferien oder Semesterferien mit Wirkung für das nächste Semester 
ändern. Erfolgt dadurch ein Wechsel von der Sonderschule in eine andere Schule ist 
unverzüglich eine Integrationskonferenz (§ 62 aSch UG) in der von den 
Erziehungsberechtigten bestimmten Schule einzuberufen. 

§ 8 a SchPfIG "Entlassung aus der Sonderschule" 

(1) Wenn ein Schülerln einer Sonderschule nach Auffassung der LeiterIn keinen besonderen 
Förderbedarf mehr aufweist, hat er die Erziehungsberechtigten entsprechend zu beraten. 
Sind diese nicht bereit, einer Entlassung aus der Sonderschule zuzustimmen, entscheidet 
darüber der Bezirksschulrat. Gegen dessen Entscheidung ist die Berufung an derl 
Landesschulrat zulässig, der endgültig entscheidet. 

(2) Im Falle der Entlassung aus der Sonderschule durch Bescheid ist jedenfalls an der 
Schule, die der SchülerIn in der Folge besucht, unverzüglich eine Integrationskonferenz (§ 
62 a SchUG) einzuberufen. 
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Der vorgeschlagene § 8 b SchPfIG hat zu entfallen. 

§ 14 Abs 9 a SchPfiG hat zu lauten: 
"Schulpflichtige Kinder, für die ein sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde, 
sind berechtigt, das erste Jahr ihrer Schulpflicht in der Vorschulstufe einer Volksschule zu 
erfüllen, sofern die Integrationskonferenz im Rahmen der Beratung den Besuch der 
Vorschulstufe empfiehlt." 

§ 15 SchPfiG "Erfüllung der Schulpflicht an außerschulischen Einrichtungen" 

(1) Für schulpflichtige Kinder, die Anspruch auf besondere Förderung haben (§ 4 Abs. 1 a 
SchOG), kann aufgrund außergewöhnlicher Umstände, auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten, vorübergehend auch eine außerschulische Einrichtung als zur 
Erfüllung der Schulpflicht geeignet anerkannt werden. Die Eignung kann jeweils nur für 
höchstens ein Jahr ausgesprochen werden. 

(2) Zuständig zur Entscheidung ist die Integrationskonferenz (§ 62 a SchUG). Sie hat ihrer 
Entscheidung, die von den Erziehungsberechtigten beigebrachten Gutachten 
zugrundezulegen, sofern sie schlüssig sind; andernfalls sind die erforderlichen Gutachten 
mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten amtswegig einzuholen. Die örtliche Schule hat 
einen Plan vorzulegen, wie die Aufnahme und Förderung des Kindes danach wieder 
erfolgen kann. 

Die folgenden Absätze entfallen. 

IV. ad Pflichtschulerhaltungsgrundsatzgesetz 

Die materielle Rechtspflicht des Schulerhalters zu entsprechenden baulichen Maßnahmen 
bzw. Ankauf von Lehr- und Lernmitteln etc. ist Voraussetzung für das Entscheidungsrecht 
des Teams. Der Schulerhalter muß an die pädagogischen Beschlüsse des Integrationsteams 
und die sich daraus ergebenden Konsequenzen gebunden sein. Dies entspricht auch der 
praktizierten Aufgabenverteilung zwischen Schulverwaltung und Schulerhalter. 

Integration, soll sie gesellschaftlich optimal funktionieren, soll möglichst wohnortnah 
erfolgen. Da oft nicht die reine Distanz, sondern bestehnde Kontakte etc. maßgeblich sind, 
sollen die Eltern die "beste Schule" auswählen. 

\ 

Mit einer 3jährigen Übergangsbestimmung soll die Verletzung des Prinzips der 
Wohnortnähe zulässig sein, wenn Integration anders überhaupt nicht möglich wäre und der 
Schulweg zumutbar ist. 
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§ 4 PflSchErhGG ist zu streichen 

§ 7 Abs 2 PflSchErhGG ist nach dem ersten Satz einzufügen: 
"Insbesondere sind im Bedarfsfall die Voraussetzungen für den Un:..:rricht von Schülerinnen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu schaffen. Die Entscheidung der 
Integrationskonferenz (§ 62 a SchUG) ist bindend. Die Auswahl etwa notwendiger 
Hilfspersonen ist im Einvernehmen mit der Schulleiterin und den betroffenen 
Erziehungsberechtigten vorzunehmen. 

§ 8 Abs. 2 PflSchErhGG ist zu streichen 

§ 13 Abs. 6 PflSchErhGG ist als neuer 2. Satz einzufügen: 
"Haben mehrere Schulen einen gemeinsamen Schul sprengel. sind Schülerinnen mit 
besonderem Förderbedarf (§ 4 Abs la SchOG) in jene Schule des Schulsprengels 
aufzunehmen, die von den Erziehungsberechtigten ausgewählt wurde." 

Art. 11 PflSchErhGG "Übergangsbestimmungen" 
"In den Schuljahren 1993/4 bis 1995/96 können Schülerinnen mit besonderem Förderbedarf 
durch die Schulbehörde erster Instanz auch entgegen § 13 Abs 6 einer anderen, nötigenfalls 
auch sprengelfremden Schule zugewiesen werden, wenn die besondere Förderung an der 
gewählten Schule trotz Einsatzes aller, der Schulverwaltung und dem Schulerhalter 
verfügbaren Mittel nicht sichergestellt werden kann; an der sprengelfremden Schule jedoch 
in vollem Umfang gewährleistet ist und der Schulweg dem Kind zugemutet werden kann." 

Allgemeines 

a) Ergänzung des Familienlastenausgleichsgesetzes bzw. Art. 15 a Vereinbarung mit den 
Ländern, um den Schultransport der behinderten Kinder sicherzustellen, sowie die 
pflegerische und ggf. therapeutischen Leistungen der Schule. 

b) Die Lehrerlnnenaus- und -fortbildung muß bereits heute massiv auf 
Team-teaching und integrativen Unterricht zentriert werden. 

c) Die entsprechenden Änderungen aller Ausführungen dieser Stellungnahme sind sowohl 
bei den jeweiligen Paragraphen zur In-Kraft-Tretungen der jeweiligen Bestimmungen als 
auch in den erläuternden Bemerkungen sowie im Vorblatt durchzuführen. 

Die Realisierung von Integration wird einfacher und schlüs}iger, 
je mutiger die Veränderung erfolgt! 

Christine Heindl 
SchulsprecherIn der GRÜNEN Alternative März 1993/ll 
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